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Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

entsprechend der Verabredung der Bundesregierung mit dem Deutschen Bundestag übersende 
ich Ihnen in der Anlage die Gegenüberstellung von geltendem Recht und Änderungen durch den 
Regierungsentwurf eines Gesetzes für ein steuerliches Investitionssofortprogramm zur Stärkung 
des Wirtschaftsstandorts Deutschland (BR-Drucksache  233/25) zur weiteren Verwendung im 
Rahmen der Beratungen des Finanzausschusses. 

Mit freundlichen Grüßen 
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ein steuerliches Investitionssofortpro-
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Geltendes Recht Regierungsentwurf eines Gesetzes für 
ein steuerliches Investitionssofortpro-
gramm zur Stärkung des Wirtschafts-

tandorts Deutschland 

Einkommensteuergesetz Einkommensteuergesetz 

(EStG) (EStG) 
Änderungen durch Artikel 1 des 

Regierungsentwurfs 

§ 6 § 6 

Bewertung Bewertung 

(1) Für die Bewertung der einzelnen 
Wirtschaftsgüter, die nach § 4 Absatz 1 o-
der nach § 5 als Betriebsvermögen anzu-
setzen sind, gilt das Folgende:  

(1) Für die Bewertung der einzelnen 
Wirtschaftsgüter, die nach § 4 Absatz 1 o-
der nach § 5 als Betriebsvermögen anzu-
setzen sind, gilt das Folgende:  

1. Wirtschaftsgüter des Anlagevermö-
gens, die der Abnutzung unterliegen, 
sind mit den Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten oder dem an deren 
Stelle tretenden Wert, vermindert um 
die Absetzungen für Abnutzung, er-
höhte Absetzungen, Sonderabschrei-
bungen, Abzüge nach § 6b und ähnli-
che Abzüge, anzusetzen. 2Ist der Teil-
wert auf Grund einer voraussichtlich 
dauernden Wertminderung niedriger, 
so kann dieser angesetzt werden. 
3Teilwert ist der Betrag, den ein Erwer-
ber des ganzen Betriebs im Rahmen 
des Gesamtkaufpreises für das ein-
zelne Wirtschaftsgut ansetzen würde; 
dabei ist davon auszugehen, dass der 
Erwerber den Betrieb fortführt. 4Wirt-
schaftsgüter, die bereits am Schluss 
des vorangegangenen Wirtschaftsjah-
res zum Anlagevermögen des Steuer-
pflichtigen gehört haben, sind in den 
folgenden Wirtschaftsjahren gemäß 
Satz 1 anzusetzen, es sei denn, der 
Steuerpflichtige weist nach, dass ein 
niedrigerer Teilwert nach Satz 2 ange-
setzt werden kann. 

1. u n v e r ä n d e r t  

1a. Zu den Herstellungskosten eines Ge-
bäudes gehören auch Aufwendungen 
für Instandsetzungs- und 

1a. u n v e r ä n d e r t  
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Modernisierungsmaßnahmen, die in-
nerhalb von drei Jahren nach der An-
schaffung des Gebäudes durchgeführt 
werden, wenn die Aufwendungen ohne 
die Umsatzsteuer 15 Prozent der An-
schaffungskosten des Gebäudes über-
steigen (anschaffungsnahe Herstel-
lungskosten).2Zu diesen Aufwendun-
gen gehören nicht die Aufwendungen 
für Erweiterungen im Sinne des § 255 
Absatz 2 Satz 1 des Handelsgesetz-
buchs sowie Aufwendungen für Erhal-
tungsarbeiten, die jährlich üblicher-
weise anfallen. 

1b. Bei der Berechnung der Herstellungs-
kosten brauchen angemessene Teile 
der Kosten der allgemeinen Verwal-
tung sowie angemessene Aufwendun-
gen für soziale Einrichtungen des Be-
triebs, für freiwillige soziale Leistungen 
und für die betriebliche Altersversor-
gung im Sinne des § 255 Absatz 2 
Satz 3 des Handelsgesetzbuchs nicht 
einbezogen zu werden, soweit diese 
auf den Zeitraum der Herstellung ent-
fallen.2Das Wahlrecht ist bei Gewinner-
mittlung nach § 5 in Übereinstimmung 
mit der Handelsbilanz auszuüben. 

1b. u n v e r ä n d e r t  

2. Andere als die in Nummer 1 bezeich-
neten Wirtschaftsgüter des Betriebs 
(Grund und Boden, Beteiligungen, Um-
laufvermögen) sind mit den Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten oder 
dem an deren Stelle tretenden Wert, 
vermindert um Abzüge nach § 6b und 
ähnliche Abzüge, anzusetzen. 2Ist der 
Teilwert (Nummer 1 Satz 3) auf Grund 
einer voraussichtlich dauernden Wert-
minderung niedriger, so kann dieser 
angesetzt werden. 3Nummer 1 Satz 4 
gilt entsprechend. 

2. u n v e r ä n d e r t  

2a. Steuerpflichtige, die den Gewinn nach 
§ 5 ermitteln, können für den Wertan-
satz gleichartiger Wirtschaftsgüter des 
Vorratsvermögens unterstellen, dass 
die zuletzt angeschafften oder herge-
stellten Wirtschaftsgüter zuerst ver-
braucht oder veräußert worden sind, 

2a. u n v e r ä n d e r t  
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soweit dies den handelsrechtlichen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch-
führung entspricht.2Der Vorratsbestand 
am Schluss des Wirtschaftsjahres, das 
der erstmaligen Anwendung der Be-
wertung nach Satz 1 vorangeht, gilt mit 
seinem Bilanzansatz als erster Zugang 
des neuen Wirtschaftsjahres. 3Von der 
Verbrauchs- oder Veräußerungsfolge 
nach Satz 1 kann in den folgenden 
Wirtschaftsjahren nur mit Zustimmung 
des Finanzamts abgewichen werden. 

2b. Steuerpflichtige, die in den Anwen-
dungsbereich des § 340 des Handels-
gesetzbuchs fallen, haben die zu Han-
delszwecken erworbenen Finanzinstru-
mente, die nicht in einer Bewertungs-
einheit im Sinne des § 5 Absatz 1a 
Satz 2 abgebildet werden, mit dem bei-
zulegenden Zeitwert abzüglich eines 
Risikoabschlages (§ 340e Absatz 3 
des Handelsgesetzbuchs) zu bewer-
ten.2Nummer 2 Satz 2 ist nicht anzu-
wenden. 

2b. u n v e r ä n d e r t  

3. Verbindlichkeiten sind unter sinngemä-
ßer Anwendung der Vorschriften der 
Nummer 2 anzusetzen. 

3. u n v e r ä n d e r t  

3a. Rückstellungen sind höchstens insbe-
sondere unter Berücksichtigung folgen-
der Grundsätze anzusetzen: 

3a. u n v e r ä n d e r t  

a) bei Rückstellungen für gleichartige 
Verpflichtungen ist auf der Grund-
lage der Erfahrungen in der Ver-
gangenheit aus der Abwicklung 
solcher Verpflichtungen die Wahr-
scheinlichkeit zu berücksichtigen, 
dass der Steuerpflichtige nur zu ei-
nem Teil der Summe dieser Ver-
pflichtungen in Anspruch genom-
men wird; 

 

b) Rückstellungen für Sachleistungs-
verpflichtungen sind mit den Ein-
zelkosten und den angemessenen 
Teilen der notwendigen Gemein-
kosten zu bewerten; 
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c) künftige Vorteile, die mit der Erfül-
lung der Verpflichtung voraussicht-
lich verbunden sein werden, sind, 
soweit sie nicht als Forderung zu 
aktivieren sind, bei ihrer Bewer-
tung wertmindernd zu berücksich-
tigen; 

 

d) Rückstellungen für Verpflichtun-
gen, für deren Entstehen im wirt-
schaftlichen Sinne der laufende 
Betrieb ursächlich ist, sind zeitan-
teilig in gleichen Raten anzusam-
meln. 2Rückstellungen für gesetzli-
che Verpflichtungen zur Rück-
nahme und Verwertung von Er-
zeugnissen, die vor Inkrafttreten 
entsprechender gesetzlicher Ver-
pflichtungen in Verkehr gebracht 
worden sind, sind zeitanteilig in 
gleichen Raten bis zum Beginn 
der jeweiligen Erfüllung anzusam-
meln; Buchstabe e ist insoweit 
nicht anzuwenden. 3Rückstellun-
gen für die Verpflichtung, ein Kern-
kraftwerk stillzulegen, sind ab dem 
Zeitpunkt der erstmaligen Nutzung 
bis zum Zeitpunkt, in dem mit der 
Stilllegung begonnen werden 
muss, zeitanteilig in gleichen Ra-
ten anzusammeln; steht der Zeit-
punkt der Stilllegung nicht fest, be-
trägt der Zeitraum für die An-
sammlung 25 Jahre; 

 

e) Rückstellungen für Verpflichtun-
gen sind mit einem Zinssatz von 
5,5 Prozent abzuzinsen; ausge-
nommen von der Abzinsung sind 
Rückstellungen für Verpflichtun-
gen, deren Laufzeit am Bilanz-
stichtag weniger als zwölf Monate 
beträgt, und Rückstellungen für 
Verpflichtungen, die verzinslich 
sind oder auf einer Anzahlung o-
der Vorausleistung beruhen. 2Für 
die Abzinsung von Rückstellungen 
für Sachleistungsverpflichtungen 
ist der Zeitraum bis zum Beginn 
der Erfüllung maßgebend. 3Für die 
Abzinsung von Rückstellungen für 
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die Verpflichtung, ein Kernkraft-
werk stillzulegen, ist der sich aus 
Buchstabe d Satz 3 ergebende 
Zeitraum maßgebend; und 

f) bei der Bewertung sind die Wert-
verhältnisse am Bilanzstichtag 
maßgebend; künftige Preis- und 
Kostensteigerungen dürfen nicht 
berücksichtigt werden. 

 

4. Entnahmen des Steuerpflichtigen für 
sich, für seinen Haushalt oder für an-
dere betriebsfremde Zwecke sind mit 
dem Teilwert anzusetzen; die Ent-
nahme ist in den Fällen des § 4 Absatz 
1 Satz 3 erster Halbsatz mit dem ge-
meinen Wert und in den Fällen des § 4 
Absatz 1 Satz 3 zweiter Halbsatz mit 
dem Wert anzusetzen, den der andere 
Staat der Besteuerung zugrunde legt, 
höchstens jedoch mit dem gemeinen 
Wert. 2Die private Nutzung eines Kraft-
fahrzeugs, das zu mehr als 50 Prozent 
betrieblich genutzt wird, ist für jeden 
Kalendermonat mit 1 Prozent des in-
ländischen Listenpreises im Zeitpunkt 
der Erstzulassung zuzüglich der Kos-
ten für Sonderausstattung einschließ-
lich Umsatzsteuer anzusetzen; bei der 
privaten Nutzung von Fahrzeugen mit 
Antrieb ausschließlich durch Elektro-
motoren, die ganz oder überwiegend 
aus mechanischen oder elektrochemi-
schen Energiespeichern oder aus 
emissionsfrei betriebenen Energie-
wandlern gespeist werden (Elektrofahr-
zeuge), oder von extern aufladbaren 
Hybridelektrofahrzeugen, ist der Lis-
tenpreis dieser Kraftfahrzeuge  

4. Entnahmen des Steuerpflichtigen für 
sich, für seinen Haushalt oder für an-
dere betriebsfremde Zwecke sind mit 
dem Teilwert anzusetzen; die Ent-
nahme ist in den Fällen des § 4 Absatz 
1 Satz 3 erster Halbsatz mit dem ge-
meinen Wert und in den Fällen des § 4 
Absatz 1 Satz 3 zweiter Halbsatz mit 
dem Wert anzusetzen, den der andere 
Staat der Besteuerung zugrunde legt, 
höchstens jedoch mit dem gemeinen 
Wert. 2Die private Nutzung eines Kraft-
fahrzeugs, das zu mehr als 50 Prozent 
betrieblich genutzt wird, ist für jeden 
Kalendermonat mit 1 Prozent des in-
ländischen Listenpreises im Zeitpunkt 
der Erstzulassung zuzüglich der Kos-
ten für Sonderausstattung einschließ-
lich Umsatzsteuer anzusetzen; bei der 
privaten Nutzung von Fahrzeugen mit 
Antrieb ausschließlich durch Elektro-
motoren, die ganz oder überwiegend 
aus mechanischen oder elektrochemi-
schen Energiespeichern oder aus 
emissionsfrei betriebenen Energie-
wandlern gespeist werden (Elektrofahr-
zeuge), oder von extern aufladbaren 
Hybridelektrofahrzeugen, ist der Lis-
tenpreis dieser Kraftfahrzeuge  

1. soweit die Nummern 2, 3 oder 4 
nicht anzuwenden sind und bei 
Anschaffung vor dem 1. Januar 
2023 um die darin enthaltenen 
Kosten des Batteriesystems im 
Zeitpunkt der Erstzulassung des 
Kraftfahrzeugs wie folgt zu min-
dern: für bis zum 31. Dezember 
2013 angeschaffte Kraftfahrzeuge 
um 500 Euro pro Kilowattstunde 

1. u n v e r ä n d e r t  
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der Batteriekapazität, dieser Be-
trag mindert sich für in den Folge-
jahren angeschaffte Kraftfahr-
zeuge um jährlich 50 Euro pro Ki-
lowattstunde der Batteriekapazität; 
die Minderung pro Kraftfahrzeug 
beträgt höchstens 10 000 Euro; 
dieser Höchstbetrag mindert sich 
für in den Folgejahren ange-
schaffte Kraftfahrzeuge um jährlich 
500 Euro, oder 

2. soweit Nummer 3 nicht anzuwen-
den ist und bei Anschaffung nach 
dem 31. Dezember 2018 und vor 
dem 1. Januar 2022 nur zur Hälfte 
anzusetzen; bei extern aufladba-
ren Hybridelektrofahrzeugen muss 
das Fahrzeug die Voraussetzun-
gen des § 3 Absatz 2 Nummer 1 
oder 2 des Elektromobilitätsgeset-
zes erfüllen, oder 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. bei Anschaffung nach dem 31. De-
zember 2018 und vor dem 1. Ja-
nuar 2031 nur zu einem Viertel an-
zusetzen, wenn das Kraftfahrzeug 
keine Kohlendioxidemission je ge-
fahrenen Kilometer hat und der 
Bruttolistenpreis des Kraftfahr-
zeugs nicht mehr als 70 000 Euro 
beträgt, oder 

3. bei Anschaffung nach dem 31. De-
zember 2018 und vor dem 1. Ja-
nuar 2031 nur zu einem Viertel an-
zusetzen, wenn das Kraftfahrzeug 
keine Kohlendioxidemission je ge-
fahrenen Kilometer hat und der 
Bruttolistenpreis des Kraftfahr-
zeugs nicht mehr als 100 000 Euro 
beträgt, oder 

4. soweit Nummer 3 nicht anzuwen-
den ist und bei Anschaffung nach 
dem 31. Dezember 2021 und vor 
dem 1. Januar 2025 nur zur Hälfte 
anzusetzen, wenn das Kraftfahr-
zeug 

4. u n v e r ä n d e r t  

a) eine Kohlendioxidemission 
von höchstens 50 Gramm je 
gefahrenen Kilometer hat oder 

 

b) die Reichweite des Fahrzeugs 
unter ausschließlicher Nut-
zung der elektrischen An-
triebsmaschine mindestens 60 
Kilometer beträgt, oder 
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5. soweit Nummer 3 nicht anzuwen-
den ist und bei Anschaffung nach 
dem 31. Dezember 2024 und vor 
dem 1. Januar 2031 nur zur Hälfte 
anzusetzen, wenn das Kraftfahr-
zeug 

5. u n v e r ä n d e r t  

a) eine Kohlendioxidemission 
von höchstens 50 Gramm je 
gefahrenen Kilometer hat oder 

 

b) die Reichweite des Fahrzeugs 
unter ausschließlicher Nut-
zung der elektrischen An-
triebsmaschine mindestens 80 
Kilometer beträgt, 

 

die maßgebliche Kohlendioxidemission 
sowie die Reichweite des Kraftfahr-
zeugs unter ausschließlicher Nutzung 
der elektrischen Antriebsmaschine ist 
der Übereinstimmungsbescheinigung 
nach Anhang IX der Richtlinie 
2007/46/EG oder aus der Übereinstim-
mungsbescheinigung nach Artikel 38 
der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 zu 
entnehmen. 3Die private Nutzung kann 
abweichend von Satz 2 mit den auf die 
Privatfahrten entfallenden Aufwendun-
gen angesetzt werden, wenn die für 
das Kraftfahrzeug insgesamt entste-
henden Aufwendungen durch Belege 
und das Verhältnis der privaten zu den 
übrigen Fahrten durch ein ordnungsge-
mäßes Fahrtenbuch nachgewiesen 
werden; bei der privaten Nutzung von 
Fahrzeugen mit Antrieb ausschließlich 
durch Elektromotoren, die ganz oder 
überwiegend aus mechanischen oder 
elektrochemischen Energiespeichern 
oder aus emissionsfrei betriebenen 
Energiewandlern gespeist werden 
(Elektrofahrzeuge), oder von extern 
aufladbaren Hybridelektrofahrzeugen, 
sind  

die maßgebliche Kohlendioxidemission 
sowie die Reichweite des Kraftfahr-
zeugs unter ausschließlicher Nutzung 
der elektrischen Antriebsmaschine ist 
der Übereinstimmungsbescheinigung 
nach Anhang IX der Richtlinie 
2007/46/EG oder aus der Übereinstim-
mungsbescheinigung nach Artikel 38 
der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 zu 
entnehmen. 3Die private Nutzung kann 
abweichend von Satz 2 mit den auf die 
Privatfahrten entfallenden Aufwendun-
gen angesetzt werden, wenn die für 
das Kraftfahrzeug insgesamt entste-
henden Aufwendungen durch Belege 
und das Verhältnis der privaten zu den 
übrigen Fahrten durch ein ordnungsge-
mäßes Fahrtenbuch nachgewiesen 
werden; bei der privaten Nutzung von 
Fahrzeugen mit Antrieb ausschließlich 
durch Elektromotoren, die ganz oder 
überwiegend aus mechanischen oder 
elektrochemischen Energiespeichern 
oder aus emissionsfrei betriebenen 
Energiewandlern gespeist werden 
(Elektrofahrzeuge), oder von extern 
aufladbaren Hybridelektrofahrzeugen, 
sind  

1. soweit die Nummern 2, 3 oder 4 
nicht anzuwenden sind und bei 
Anschaffung vor dem 1. Januar 
2023 die der Berechnung der Ent-
nahme zugrunde zu legenden 

1. u n v e r ä n d e r t  
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insgesamt entstandenen Aufwen-
dungen um Aufwendungen für das 
Batteriesystem zu mindern; dabei 
ist bei zum Betriebsvermögen des 
Steuerpflichtigen gehörenden 
Elektro- und Hybridelektrofahrzeu-
gen die der Berechnung der Ab-
setzungen für Abnutzung zu-
grunde zu legende Bemessungs-
grundlage um die nach Satz 2 in 
pauschaler Höhe festgelegten Auf-
wendungen zu mindern, wenn da-
rin Kosten für ein Batteriesystem 
enthalten sind, oder 

2. soweit Nummer 3 nicht anzuwen-
den ist und bei Anschaffung nach 
dem 31. Dezember 2018 und vor 
dem 1. Januar 2022 bei der Ermitt-
lung der insgesamt entstandenen 
Aufwendungen die Anschaffungs-
kosten für das Kraftfahrzeug oder 
vergleichbare Aufwendungen nur 
zur Hälfte zu berücksichtigen; bei 
extern aufladbaren Hybridelektro-
fahrzeugen muss das Fahrzeug 
die Voraussetzungen des § 3 Ab-
satz 2 Nummer 1 oder 2 des Elekt-
romobilitätsgesetzes erfüllen, oder 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. bei Anschaffung nach dem 31. De-
zember 2018 und vor dem 1. Ja-
nuar 2031 bei der Ermittlung der 
insgesamt entstandenen Aufwen-
dungen die Anschaffungskosten 
für das Kraftfahrzeug oder ver-
gleichbare Aufwendungen nur zu 
einem Viertel zu berücksichtigen, 
wenn das Kraftfahrzeug keine 
Kohlendioxidemission je gefahre-
nen Kilometer hat, und der Brutto-
listenpreis des Kraftfahrzeugs 
nicht mehr als 70 000 Euro beträgt 
oder 

3. bei Anschaffung nach dem 31. De-
zember 2018 und vor dem 1. Ja-
nuar 2031 bei der Ermittlung der 
insgesamt entstandenen Aufwen-
dungen die Anschaffungskosten 
für das Kraftfahrzeug oder ver-
gleichbare Aufwendungen nur zu 
einem Viertel zu berücksichtigen, 
wenn das Kraftfahrzeug keine 
Kohlendioxidemission je gefahre-
nen Kilometer hat, und der Brutto-
listenpreis des Kraftfahrzeugs 
nicht mehr als 100 000 Euro be-
trägt oder 

4. soweit Nummer 3 nicht anzuwen-
den ist und bei Anschaffung nach 
dem 31. Dezember 2021 und vor 
dem 1. Januar 2025 bei der Ermitt-
lung der insgesamt entstandenen 
Aufwendungen die 

4. u n v e r ä n d e r t  
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Anschaffungskosten für das Kraft-
fahrzeug oder vergleichbare Auf-
wendungen nur zur Hälfte zu be-
rücksichtigen, wenn das Kraftfahr-
zeug 

a) eine Kohlendioxidemission 
von höchstens 50 Gramm je 
gefahrenen Kilometer hat oder 

 

b) die Reichweite des Kraftfahr-
zeugs unter ausschließlicher 
Nutzung der elektrischen An-
triebsmaschine mindestens 60 
Kilometer beträgt, oder 

 

5. soweit Nummer 3 nicht anzuwen-
den ist und bei Anschaffung nach 
dem 31. Dezember 2024 und vor 
dem 1. Januar 2031 bei der Ermitt-
lung der insgesamt entstandenen 
Aufwendungen die Anschaffungs-
kosten für das Kraftfahrzeug oder 
vergleichbare Aufwendungen nur 
zur Hälfte zu berücksichtigen, 
wenn das Kraftfahrzeug 

5. u n v e r ä n d e r t  

a) eine Kohlendioxidemission 
von höchstens 50 Gramm je 
gefahrenen Kilometer hat oder 

 

b) die Reichweite des Kraftfahr-
zeugs unter ausschließlicher 
Nutzung der elektrischen An-
triebsmaschine mindestens 80 
Kilometer beträgt, 

 

die maßgebliche Kohlendioxidemission 
sowie die Reichweite des Kraftfahr-
zeugs unter ausschließlicher Nutzung 
der elektrischen Antriebsmaschine ist 
der Übereinstimmungsbescheinigung 
nach Anhang IX der Richtlinie 
2007/46/EG oder aus der Übereinstim-
mungsbescheinigung nach Artikel 38 
der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 zu 
entnehmen. 4Wird ein Wirtschaftsgut 
unmittelbar nach seiner Entnahme ei-
ner nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des 
Körperschaftsteuergesetzes von der 
Körperschaftsteuer befreiten 

die maßgebliche Kohlendioxidemission 
sowie die Reichweite des Kraftfahr-
zeugs unter ausschließlicher Nutzung 
der elektrischen Antriebsmaschine ist 
der Übereinstimmungsbescheinigung 
nach Anhang IX der Richtlinie 
2007/46/EG oder aus der Übereinstim-
mungsbescheinigung nach Artikel 38 
der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 zu 
entnehmen. 4Wird ein Wirtschaftsgut 
unmittelbar nach seiner Entnahme ei-
ner nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des 
Körperschaftsteuergesetzes von der 
Körperschaftsteuer befreiten 
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Körperschaft, Personenvereinigung o-
der Vermögensmasse oder einer juris-
tischen Person des öffentlichen Rechts 
zur Verwendung für steuerbegünstigte 
Zwecke im Sinne des § 10b Absatz 1 
Satz 1 unentgeltlich überlassen, so 
kann die Entnahme mit dem Buchwert 
angesetzt werden. 5Satz 4 gilt nicht für 
die Entnahme von Nutzungen und 
Leistungen. 6Die private Nutzung eines 
betrieblichen Fahrrads, das kein Kraft-
fahrzeug im Sinne des Satzes 2 ist, 
bleibt außer Ansatz. 

Körperschaft, Personenvereinigung o-
der Vermögensmasse oder einer juris-
tischen Person des öffentlichen Rechts 
zur Verwendung für steuerbegünstigte 
Zwecke im Sinne des § 10b Absatz 1 
Satz 1 unentgeltlich überlassen, so 
kann die Entnahme mit dem Buchwert 
angesetzt werden. 5Satz 4 gilt nicht für 
die Entnahme von Nutzungen und 
Leistungen. 6Die private Nutzung eines 
betrieblichen Fahrrads, das kein Kraft-
fahrzeug im Sinne des Satzes 2 ist, 
bleibt außer Ansatz. 

5. Einlagen sind mit dem Teilwert für den 
Zeitpunkt der Zuführung anzusetzen; 
sie sind jedoch höchstens mit den An-
schaffungs- oder Herstellungskosten 
anzusetzen, wenn das zugeführte Wirt-
schaftsgut  

5. u n v e r ä n d e r t  

a) innerhalb der letzten drei Jahre vor 
dem Zeitpunkt der Zuführung aus 
dem Privatvermögen angeschafft 
oder hergestellt worden ist, 

 

b) ein Anteil an einer Kapitalgesell-
schaft ist und der Steuerpflichtige 
an der Gesellschaft im Sinne des 
§ 17 Absatz 1 oder Absatz 6 betei-
ligt ist; § 17 Absatz 2 Satz 5 gilt 
entsprechend, oder 

 

c) ein Wirtschaftsgut im Sinne des § 
20 Absatz 2 oder im Sinne des § 2 
Absatz 4 des Investmentsteuerge-
setzes ist.2 

 

Ist die Einlage ein abnutzbares Wirt-
schaftsgut, so sind die Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten um Absetzun-
gen für Abnutzung zu kürzen, die auf 
den Zeitraum zwischen der Anschaf-
fung oder Herstellung des Wirtschafts-
guts und der Einlage entfallen. 3Ist die 
Einlage ein Wirtschaftsgut, das vor der 
Zuführung aus einem Betriebsvermö-
gen des Steuerpflichtigen entnommen 
worden ist, so tritt an die Stelle der An-
schaffungs- oder Herstellungskosten 
der Wert, mit dem die Entnahme 
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angesetzt worden ist, und an die Stelle 
des Zeitpunkts der Anschaffung oder 
Herstellung der Zeitpunkt der Ent-
nahme. 

5a. In den Fällen des § 4 Absatz 1 Satz 8 
zweiter Halbsatz ist das Wirtschaftsgut 
mit dem gemeinen Wert anzusetzen; 
unterliegt der Steuerpflichtige in einem 
anderen Staat einer Besteuerung auf 
Grund des Ausschlusses oder der Be-
schränkung des Besteuerungsrechts 
dieses Staates, ist das Wirtschaftsgut 
mit dem Wert anzusetzen, den der an-
dere Staat der Besteuerung zugrunde 
legt, höchstens jedoch mit dem gemei-
nen Wert. 

5a. u n v e r ä n d e r t  

5b. Im Fall des § 4 Absatz 1 Satz 9 ist das 
Wirtschaftsgut jeweils mit dem Wert 
anzusetzen, den der andere Staat der 
Besteuerung zugrunde legt, höchstens 
jedoch mit dem gemeinen Wert. 

5b. u n v e r ä n d e r t  

6. Bei Eröffnung eines Betriebs ist Num-
mer 5 entsprechend anzuwenden. 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. Bei entgeltlichem Erwerb eines Be-
triebs sind die Wirtschaftsgüter mit 
dem Teilwert, höchstens jedoch mit 
den Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten anzusetzen. 

7. u n v e r ä n d e r t  

(2) 1Die Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten oder der nach Absatz 1 Num-
mer 5 bis 6 an deren Stelle tretende Wert 
von abnutzbaren beweglichen Wirtschafts-
gütern des Anlagevermögens, die einer 
selbständigen Nutzung fähig sind, können 
im Wirtschaftsjahr der Anschaffung, Her-
stellung oder Einlage des Wirtschaftsguts 
oder der Eröffnung des Betriebs in voller 
Höhe als Betriebsausgaben abgezogen 
werden, wenn die Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten, vermindert um einen darin 
enthaltenen Vorsteuerbetrag (§ 9b Absatz 
1), oder der nach Absatz 1 Nummer 5 bis 6 
an deren Stelle tretende Wert für das ein-
zelne Wirtschaftsgut 800 Euro nicht über-
steigen. 2Ein Wirtschaftsgut ist einer selb-
ständigen Nutzung nicht fähig, wenn es 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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nach seiner betrieblichen Zweckbestim-
mung nur zusammen mit anderen Wirt-
schaftsgütern des Anlagevermögens ge-
nutzt werden kann und die in den Nut-
zungszusammenhang eingefügten Wirt-
schaftsgüter technisch aufeinander abge-
stimmt sind. 3Das gilt auch, wenn das Wirt-
schaftsgut aus dem betrieblichen Nut-
zungszusammenhang gelöst und in einen 
anderen betrieblichen Nutzungszusam-
menhang eingefügt werden kann. 4Wirt-
schaftsgüter im Sinne des Satzes 1, deren 
Wert 250 Euro übersteigt, sind unter An-
gabe des Tages der Anschaffung, Herstel-
lung oder Einlage des Wirtschaftsguts oder 
der Eröffnung des Betriebs und der An-
schaffungs- oder Herstellungskosten oder 
des nach Absatz 1 Nummer 5 bis 6 an de-
ren Stelle tretenden Werts in ein besonde-
res, laufend zu führendes Verzeichnis auf-
zunehmen. 5Das Verzeichnis braucht nicht 
geführt zu werden, wenn diese Angaben 
aus der Buchführung ersichtlich sind. 

(2a) 1Abweichend von Absatz 2 
Satz 1 kann für die abnutzbaren bewegli-
chen Wirtschaftsgüter des Anlagevermö-
gens, die einer selbständigen Nutzung fä-
hig sind, im Wirtschaftsjahr der Anschaf-
fung, Herstellung oder Einlage des Wirt-
schaftsguts oder der Eröffnung des Be-
triebs ein Sammelposten gebildet werden, 
wenn die Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten, vermindert um einen darin enthalte-
nen Vorsteuerbetrag (§ 9b Absatz 1), oder 
der nach Absatz 1 Nummer 5 bis 6 an de-
ren Stelle tretende Wert für das einzelne 
Wirtschaftsgut 250 Euro, aber nicht 1 000 
Euro übersteigen. 2Der Sammelposten ist 
im Wirtschaftsjahr der Bildung und den fol-
genden vier Wirtschaftsjahren mit jeweils 
einem Fünftel gewinnmindernd aufzulösen. 
3Scheidet ein Wirtschaftsgut im Sinne des 
Satzes 1 aus dem Betriebsvermögen aus, 
wird der Sammelposten nicht vermindert. 
4Die Anschaffungs- oder Herstellungskos-
ten oder der nach Absatz 1 Nummer 5 bis 
6 an deren Stelle tretende Wert von ab-
nutzbaren beweglichen Wirtschaftsgütern 
des Anlagevermögens, die einer selbstän-
digen Nutzung fähig sind, können im 

(2a) u n v e r ä n d e r t  
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Wirtschaftsjahr der Anschaffung, Herstel-
lung oder Einlage des Wirtschaftsguts oder 
der Eröffnung des Betriebs in voller Höhe 
als Betriebsausgaben abgezogen werden, 
wenn die Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten, vermindert um einen darin enthalte-
nen Vorsteuerbetrag (§ 9b Absatz 1), oder 
der nach Absatz 1 Nummer 5 bis 6 an de-
ren Stelle tretende Wert für das einzelne 
Wirtschaftsgut 250 Euro nicht übersteigen. 
5Die Sätze 1 bis 3 sind für alle in einem 
Wirtschaftsjahr angeschafften, hergestell-
ten oder eingelegten Wirtschaftsgüter ein-
heitlich anzuwenden. 

(3) 1Wird ein Betrieb, ein Teilbetrieb o-
der der Anteil eines Mitunternehmers an ei-
nem Betrieb unentgeltlich übertragen, so 
sind bei der Ermittlung des Gewinns des 
bisherigen Betriebsinhabers (Mitunterneh-
mers) die Wirtschaftsgüter mit den Werten 
anzusetzen, die sich nach den Vorschriften 
über die Gewinnermittlung ergeben, sofern 
die Besteuerung der stillen Reserven si-
chergestellt ist; dies gilt auch bei der unent-
geltlichen Aufnahme einer natürlichen Per-
son in ein bestehendes Einzelunternehmen 
sowie bei der unentgeltlichen Übertragung 
eines Teils eines Mitunternehmeranteils auf 
eine natürliche Person. 2Satz 1 ist auch an-
zuwenden, wenn der bisherige Betriebsin-
haber (Mitunternehmer) Wirtschaftsgüter, 
die weiterhin zum Betriebsvermögen der-
selben Mitunternehmerschaft gehören, 
nicht überträgt, sofern der Rechtsnachfol-
ger den übernommenen Mitunternehmer-
anteil über einen Zeitraum von mindestens 
fünf Jahren nicht veräußert oder aufgibt. 
3Der Rechtsnachfolger ist an die in Satz 1 
genannten Werte gebunden. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Wird ein einzelnes Wirtschaftsgut 
außer in den Fällen der Einlage (§ 4 Absatz 
1 Satz 8) unentgeltlich in das Betriebsver-
mögen eines anderen Steuerpflichtigen 
übertragen, gilt sein gemeiner Wert für das 
aufnehmende Betriebsvermögen als An-
schaffungskosten. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) 1Wird ein einzelnes Wirtschaftsgut 
von einem Betriebsvermögen in ein 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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anderes Betriebsvermögen desselben 
Steuerpflichtigen überführt, ist bei der 
Überführung der Wert anzusetzen, der sich 
nach den Vorschriften über die Gewinner-
mittlung ergibt, sofern die Besteuerung der 
stillen Reserven sichergestellt ist; § 4 Ab-
satz 1 Satz 4 ist entsprechend anzuwen-
den. 2Satz 1 gilt auch für die Überführung 
aus einem eigenen Betriebsvermögen des 
Steuerpflichtigen in dessen Sonderbe-
triebsvermögen bei einer Mitunternehmer-
schaft und umgekehrt sowie für die Über-
führung zwischen verschiedenen Sonder-
betriebsvermögen desselben Steuerpflichti-
gen bei verschiedenen Mitunternehmer-
schaften. 3Satz 1 gilt entsprechend, soweit 
ein Wirtschaftsgut  

1. unentgeltlich oder gegen Gewährung 
oder Minderung von Gesellschafts-
rechten aus einem Betriebsvermögen 
des Mitunternehmers in das Gesamt-
handsvermögen einer Mitunternehmer-
schaft und umgekehrt, 

 

2. unentgeltlich oder gegen Gewährung 
oder Minderung von Gesellschafts-
rechten aus dem Sonderbetriebsver-
mögen eines Mitunternehmers in das 
Gesamthandsvermögen derselben Mit-
unternehmerschaft oder einer anderen 
Mitunternehmerschaft, an der er betei-
ligt ist, und umgekehrt, 

 

3. unentgeltlich zwischen den jeweiligen 
Sonderbetriebsvermögen verschiede-
ner Mitunternehmer derselben Mitun-
ternehmerschaft oder 

 

4. unentgeltlich zwischen den Gesamt-
handsvermögen verschiedener Mitun-
ternehmerschaften derselben, iden-
tisch beteiligten Mitunternehmer 

 

übertragen wird. 4Wird das nach Satz 3 
übertragene Wirtschaftsgut innerhalb einer 
Sperrfrist veräußert oder entnommen, ist 
rückwirkend auf den Zeitpunkt der Übertra-
gung der Teilwert anzusetzen, es sei denn, 
die bis zur Übertragung entstandenen stil-
len Reserven sind durch Erstellung einer 

 

Table.Briefings



 - 16 -   

 

Geltendes Recht Regierungsentwurf eines Gesetzes für 
ein steuerliches Investitionssofortpro-
gramm zur Stärkung des Wirtschafts-

tandorts Deutschland 

Ergänzungsbilanz dem übertragenden Ge-
sellschafter zugeordnet worden; diese 
Sperrfrist endet drei Jahre nach Abgabe 
der Steuererklärung des Übertragenden für 
den Veranlagungszeitraum, in dem die in 
Satz 3 bezeichnete Übertragung erfolgt ist. 
5Der Teilwert ist auch anzusetzen, soweit in 
den Fällen des Satzes 3 der Anteil einer 
Körperschaft, Personenvereinigung oder 
Vermögensmasse an dem Wirtschaftsgut 
unmittelbar oder mittelbar begründet wird 
oder dieser sich erhöht. 6Soweit innerhalb 
von sieben Jahren nach der Übertragung 
des Wirtschaftsguts nach Satz 3 der Anteil 
einer Körperschaft, Personenvereinigung 
oder Vermögensmasse an dem übertrage-
nen Wirtschaftsgut aus einem anderen 
Grund unmittelbar oder mittelbar begründet 
wird oder dieser sich erhöht, ist rückwir-
kend auf den Zeitpunkt der Übertragung 
ebenfalls der Teilwert anzusetzen. 7Eine 
unmittelbare oder mittelbare Begründung 
oder Erhöhung eines Anteils einer Körper-
schaft, Personenvereinigung oder Vermö-
gensmasse an dem übertragenen Wirt-
schaftsgut im Sinne von Satz 5 und 6 liegt 
auch vor, wenn dieser Anteil an die Stelle 
eines unmittelbaren oder mittelbaren An-
teils einer anderen Körperschaft, Perso-
nenvereinigung oder Vermögensmasse 
tritt. 

(6) 1Wird ein einzelnes Wirtschaftsgut 
im Wege des Tausches übertragen, be-
messen sich die Anschaffungskosten nach 
dem gemeinen Wert des hingegebenen 
Wirtschaftsguts. 2Erfolgt die Übertragung 
im Wege der verdeckten Einlage, erhöhen 
sich die Anschaffungskosten der Beteili-
gung an der Kapitalgesellschaft um den 
Teilwert des eingelegten Wirtschaftsguts. 
3In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 5 
Satz 1 Buchstabe a erhöhen sich die An-
schaffungskosten im Sinne des Satzes 2 
um den Einlagewert des Wirtschaftsguts. 
4Absatz 5 bleibt unberührt. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Im Fall des § 4 Absatz 3 sind  (7) u n v e r ä n d e r t  

1. bei der Bemessung der Absetzungen 
für Abnutzung oder 
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Substanzverringerung die sich bei der 
Anwendung der Absätze 3 bis 6 erge-
benden Werte als Anschaffungskosten 
zugrunde zu legen und 

2. die Bewertungsvorschriften des Absat-
zes 1 Nummer 1a und der Nummern 4 
bis 7 entsprechend anzuwenden. 

 

§ 7 § 7 

Absetzung für Abnutzung oder Sub-
stanzverringerung 

Absetzung für Abnutzung oder Sub-
stanzverringerung 

(1) 1Bei Wirtschaftsgütern, deren Ver-
wendung oder Nutzung durch den Steuer-
pflichtigen zur Erzielung von Einkünften 
sich erfahrungsgemäß auf einen Zeitraum 
von mehr als einem Jahr erstreckt, ist je-
weils für ein Jahr der Teil der Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten abzuset-
zen, der bei gleichmäßiger Verteilung die-
ser Kosten auf die Gesamtdauer der Ver-
wendung oder Nutzung auf ein Jahr entfällt 
(Absetzung für Abnutzung in gleichen Jah-
resbeträgen). 2Die Absetzung bemisst sich 
hierbei nach der betriebsgewöhnlichen Nut-
zungsdauer des Wirtschaftsguts. 3Als be-
triebsgewöhnliche Nutzungsdauer des Ge-
schäfts- oder Firmenwerts eines Gewerbe-
betriebs oder eines Betriebs der Land- und 
Forstwirtschaft gilt ein Zeitraum von 15 
Jahren. 4Im Jahr der Anschaffung oder 
Herstellung des Wirtschaftsguts vermindert 
sich für dieses Jahr der Absetzungsbetrag 
nach Satz 1 um jeweils ein Zwölftel für je-
den vollen Monat, der dem Monat der An-
schaffung oder Herstellung vorangeht. 5Bei 
Wirtschaftsgütern, die nach einer Verwen-
dung zur Erzielung von Einkünften im 
Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 
bis 7 in ein Betriebsvermögen eingelegt 
worden sind, mindert sich der Einlagewert 
um die Absetzungen für Abnutzung oder 
Substanzverringerung, Sonderabschrei-
bungen oder erhöhte Absetzungen, die bis 
zum Zeitpunkt der Einlage vorgenommen 
worden sind, höchstens jedoch bis zu den 
fortgeführten Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten; ist der Einlagewert niedriger 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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als dieser Wert, bemisst sich die weitere 
Absetzung für Abnutzung vom Einlagewert. 
6Bei beweglichen Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens, bei denen es wirtschaft-
lich begründet ist, die Absetzung für Abnut-
zung nach Maßgabe der Leistung des Wirt-
schaftsguts vorzunehmen, kann der Steu-
erpflichtige dieses Verfahren statt der Ab-
setzung für Abnutzung in gleichen Jahres-
beträgen anwenden, wenn er den auf das 
einzelne Jahr entfallenden Umfang der 
Leistung nachweist. 7Absetzungen für au-
ßergewöhnliche technische oder wirtschaft-
liche Abnutzung sind zulässig; soweit der 
Grund hierfür in späteren Wirtschaftsjahren 
entfällt, ist in den Fällen der Gewinnermitt-
lung nach § 4 Absatz 1 oder nach § 5 eine 
entsprechende Zuschreibung vorzuneh-
men. 

(2) 1Bei beweglichen Wirtschaftsgü-
tern des Anlagevermögens, die nach dem 
31. Dezember 2019 und vor dem 1. Januar 
2023 oder nach dem 31. März 2024 und 
vor dem 1. Januar 2025 angeschafft oder 
hergestellt worden sind, kann der Steuer-
pflichtige statt der Absetzung für Abnut-
zung in gleichen Jahresbeträgen die Abset-
zung für Abnutzung in fallenden Jahresbe-
trägen bemessen. 2Die Absetzung für Ab-
nutzung in fallenden Jahresbeträgen kann 
nach einem unveränderlichen Prozentsatz 
vom jeweiligen Buchwert (Restwert) vorge-
nommen werden; der dabei anzuwendende 
Prozentsatz darf höchstens das Zweiein-
halbfache des bei der Absetzung für Abnut-
zung in gleichen Jahresbeträgen in Be-
tracht kommenden Prozentsatzes betragen 
und 25 Prozent nicht übersteigen ; bei Wirt-
schaftsgütern, die nach dem 31. März 2024 
und vor dem 1. Januar 2025 angeschafft o-
der hergestellt worden sind, darf der anzu-
wendende Prozentsatz höchstens das 
Zweifache des bei der Absetzung für Ab-
nutzung in gleichen Jahresbeträgen in Be-
tracht kommenden Prozentsatzes betragen 
und 20 Prozent nicht übersteigen. 3Absatz 
1 Satz 4 und § 7a Absatz 8 gelten entspre-
chend. 4Bei Wirtschaftsgütern, bei denen 
die Absetzung für Abnutzung in fallenden 
Jahresbeträgen bemessen wird, sind 

(2) 1Bei beweglichen Wirtschaftsgü-
tern des Anlagevermögens, die nach dem 
30. Juni 2025 und vor dem 1. Januar 2028 
angeschafft oder hergestellt worden sind, 
kann der Steuerpflichtige statt der Abset-
zung für Abnutzung in gleichen Jahresbe-
trägen die Absetzung für Abnutzung in fal-
lenden Jahresbeträgen bemessen. 2Die 
Absetzung für Abnutzung in fallenden Jah-
resbeträgen kann nach einem unveränder-
lichen Prozentsatz vom jeweiligen Buch-
wert (Restwert) vorgenommen werden; der 
dabei anzuwendende Prozentsatz darf 
höchstens das Dreifache des bei der Ab-
setzung für Abnutzung in gleichen Jahres-
beträgen in Betracht kommenden Prozent-
satzes betragen und 30 Prozent nicht über-
steigen. 3Absatz 1 Satz 4 und § 7a Absatz 
8 gelten entsprechend. 4Bei Wirtschaftsgü-
tern, bei denen die Absetzung für Abnut-
zung in fallenden Jahresbeträgen bemes-
sen wird, sind Absetzungen für außerge-
wöhnliche technische oder wirtschaftliche 
Abnutzung nicht zulässig. 
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Absetzungen für außergewöhnliche techni-
sche oder wirtschaftliche Abnutzung nicht 
zulässig. 

 (2a) 1Bei Elektrofahrzeugen 
nach § 9 Absatz 2 des Kraftfahrzeug-
steuergesetzes, die zum Anlagevermö-
gen gehören und nach dem 
30. Juni 2025 und vor dem 1. Ja-
nuar 2028 angeschafft worden sind, 
können abweichend von Absatz 1 oder 2 
als Absetzung für Abnutzung die folgen-
den Beträge in Prozent der Anschaf-
fungskosten abgezogen werden: im 
Jahr der Anschaffung 75 Prozent, im 
ersten darauf folgenden Jahr zehn Pro-
zent, im zweiten und dritten darauf fol-
genden Jahr jeweils fünf Prozent, im 
vierten darauf folgenden Jahr drei Pro-
zent und im fünften darauf folgenden 
Jahr zwei Prozent. 2Satz 1 kann nur an-
gewendet werden, wenn der Steuer-
pflichtige keine Sonderabschreibungen 
für das Wirtschaftsgut in Anspruch ge-
nommen hat. Absatz 1 Satz 4 gilt nicht. 

(3) 1Der Übergang von der Absetzung 
für Abnutzung in fallenden Jahresbeträgen 
zur Absetzung für Abnutzung in gleichen 
Jahresbeträgen ist zulässig. 2In diesem Fall 
bemisst sich die Absetzung für Abnutzung 
vom Zeitpunkt des Übergangs an nach 
dem dann noch vorhandenen Restwert und 
der Restnutzungsdauer des einzelnen Wirt-
schaftsguts. 3Der Übergang von der Abset-
zung für Abnutzung in gleichen Jahresbe-
trägen zur Absetzung für Abnutzung in fal-
lenden Jahresbeträgen ist nicht zulässig. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) 1Bei Gebäuden sind abweichend 
von Absatz 1 als Absetzung für Abnutzung 
die folgenden Beträge bis zur vollen Abset-
zung abzuziehen:  

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. bei Gebäuden, soweit sie zu einem Be-
triebsvermögen gehören und nicht 
Wohnzwecken dienen und für die der 
Bauantrag nach dem 31. März 1985 
gestellt worden ist, jährlich 3 Prozent, 

 

Table.Briefings



 - 20 -   

 

Geltendes Recht Regierungsentwurf eines Gesetzes für 
ein steuerliches Investitionssofortpro-
gramm zur Stärkung des Wirtschafts-

tandorts Deutschland 

2. bei Gebäuden, soweit sie die Voraus-
setzungen der Nummer 1 nicht erfüllen 
und die  

 

a) nach dem 31. Dezember 2022 fer-
tiggestellt worden sind, jährlich 3 
Prozent, 

 

b) vor dem 1. Januar 2023 und nach 
dem 31. Dezember 1924 fertigge-
stellt worden sind, jährlich 2 Pro-
zent, 

 

c) vor dem 1. Januar 1925 fertigge-
stellt worden sind, jährlich 2,5 Pro-
zent 

 

der Anschaffungs- oder Herstellungskos-
ten; Absatz 1 Satz 5 gilt entsprechend. 2Be-
trägt die tatsächliche Nutzungsdauer eines 
Gebäudes in den Fällen des Satzes 1 
Nummer 1 und 2 Buchstabe a weniger als 
33 Jahre, in den Fällen des Satzes 1 Num-
mer 2 Buchstabe b weniger als 50 Jahre, in 
den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 Buch-
stabe c weniger als 40 Jahre, so können 
anstelle der Absetzungen nach Satz 1 die 
der tatsächlichen Nutzungsdauer entspre-
chenden Absetzungen für Abnutzung vor-
genommen werden. 3Absatz 1 letzter Satz 
bleibt unberührt. 4Bei Gebäuden im Sinne 
der Nummer 2 rechtfertigt die für Gebäude 
im Sinne der Nummer 1 geltende Regelung 
weder die Anwendung des Absatzes 1 letz-
ter Satz noch den Ansatz des niedrigeren 
Teilwerts (§ 6 Absatz 1 Nummer 1 Satz 2). 

 

(5) 1Bei Gebäuden, die in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Union oder ei-
nem anderen Staat belegen sind, auf den 
das Abkommen über den Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) ange-
wendet wird, und die vom Steuerpflichtigen 
hergestellt oder bis zum Ende des Jahres 
der Fertigstellung angeschafft worden sind, 
können abweichend von Absatz 4 als Ab-
setzung für Abnutzung die folgenden Be-
träge abgezogen werden:  

(5) u n v e r ä n d e r t  

1. bei Gebäuden im Sinne des Absatzes 
4 Satz 1 Nummer 1, die vom 
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Geltendes Recht Regierungsentwurf eines Gesetzes für 
ein steuerliches Investitionssofortpro-
gramm zur Stärkung des Wirtschafts-

tandorts Deutschland 

Steuerpflichtigen auf Grund eines vor 
dem 1. Januar 1994 gestellten Bauan-
trags hergestellt oder auf Grund eines 
vor diesem Zeitpunkt rechtswirksam 
abgeschlossenen obligatorischen Ver-
trags angeschafft worden sind,  
 
 

Geltendes Recht 

– im Jahr der Fertigstellung und  
in den folgenden 3 Jahren 

 
jeweils 10 Prozent, 

– in den darauf folgenden 
3 Jahren 

 
jeweils 5 Prozent, 

– in den darauf folgenden 
18 Jahren 

 
jeweils 2,5 Prozent, 

Regierungsentwurf eines Gesetzes für ein steuerliches Investitionssofortprogramm zur 
Stärkung des Wirtschaftstandorts Deutschland 

u n v e r ä n d e r t  

Geltendes Recht Regierungsentwurf eines Gesetzes für 
ein steuerliches Investitionssofortpro-
gramm zur Stärkung des Wirtschafts-

tandorts Deutschland 

2. bei Gebäuden im Sinne des Absatzes 
4 Satz 1 Nummer 2, die vom Steuer-
pflichtigen auf Grund eines vor dem 1. 
Januar 1995 gestellten Bauantrags 
hergestellt oder auf Grund eines vor 
diesem Zeitpunkt rechtswirksam abge-
schlossenen obligatorischen Vertrags 
angeschafft worden sind,  
 
 

 

Geltendes Recht 

– im Jahr der Fertigstellung 
und in den folgenden 
7 Jahren 

 
 

jeweils 5 Prozent, 

– in den darauf folgenden 
6 Jahren 

 
jeweils 2,5 Prozent, 

– in den darauf folgenden 
36 Jahren 

 
jeweils 1,25 Prozent, 
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Regierungsentwurf eines Gesetzes für ein steuerliches Investitionssofortprogramm zur 
Stärkung des Wirtschaftstandorts Deutschland 

u n v e r ä n d e r t  

Geltendes Recht Regierungsentwurf eines Gesetzes für 
ein steuerliches Investitionssofortpro-
gramm zur Stärkung des Wirtschafts-

tandorts Deutschland 

3. bei Gebäuden im Sinne des Absatzes 
4 Satz 1 Nummer 2, soweit sie Wohn-
zwecken dienen, die vom Steuerpflich-
tigen  

 

a) auf Grund eines nach dem 28. 
Februar 1989 und vor dem 1. Ja-
nuar 1996 gestellten Bauantrags 
hergestellt oder nach dem 28. 
Februar 1989 auf Grund eines 
nach dem 28. Februar 1989 und 
vor dem 1. Januar 1996 rechts-
wirksam abgeschlossenen obliga-
torischen Vertrags angeschafft 
worden sind,  
 
 

 

Geltendes Recht 

– im Jahr der Fertigstellung und 
in den folgenden 3 Jahren 

 
jeweils 7 Prozent, 

– in den darauf folgenden 
6 Jahren 

 
jeweils 5 Prozent, 

– in den darauf folgenden 
6 Jahren 

 
jeweils 2 Prozent, 

– in den darauf folgenden 
24 Jahren 

 
jeweils 1,25 Prozent, 

Regierungsentwurf eines Gesetzes für ein steuerliches Investitionssofortprogramm zur 
Stärkung des Wirtschaftstandorts Deutschland 

u n v e r ä n d e r t  
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b) auf Grund eines nach dem 31. De-
zember 1995 und vor dem 1. Ja-
nuar 2004 gestellten Bauantrags 
hergestellt oder auf Grund eines 
nach dem 31. Dezember 1995 und 
vor dem 1. Januar 2004 rechts-
wirksam abgeschlossenen obliga-
torischen Vertrags angeschafft 
worden sind,  
 
 

 

Geltendes Recht 

– im Jahr der Fertigstellung  
und in den folgenden  
7 Jahren 

jeweils 5 Prozent, 

– in den darauf folgenden  
6 Jahren 

jeweils 2,5 Prozent, 

– in den darauf folgenden  
36 Jahren 

jeweils 1,25 Prozent, 

Regierungsentwurf eines Gesetzes für ein steuerliches Investitionssofortprogramm zur 
Stärkung des Wirtschaftstandorts Deutschland 

u n v e r ä n d e r t  

Geltendes Recht Regierungsentwurf eines Gesetzes für 
ein steuerliches Investitionssofortpro-
gramm zur Stärkung des Wirtschafts-

tandorts Deutschland 

c) auf Grund eines nach dem 31. De-
zember 2003 und vor dem 1. Ja-
nuar 2006 gestellten Bauantrags 
hergestellt oder auf Grund eines 
nach dem 31. Dezember 2003 und 
vor dem 1. Januar 2006 rechts-
wirksam abgeschlossenen obliga-
torischen Vertrags angeschafft 
worden sind,  
 
 

 

Geltendes Recht 

– im Jahr der Fertigstellung und 
in den folgenden 9 Jahren 

 
jeweils 4 Prozent, 

– in den darauf folgenden 
8 Jahren 

 
jeweils 2,5 Prozent, 
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– in den darauf folgenden 
32 Jahren 

 
jeweils 1,25 Prozent, 

Regierungsentwurf eines Gesetzes für ein steuerliches Investitionssofortprogramm zur 
Stärkung des Wirtschaftstandorts Deutschland 

u n v e r ä n d e r t  

Geltendes Recht Regierungsentwurf eines Gesetzes für 
ein steuerliches Investitionssofortpro-
gramm zur Stärkung des Wirtschafts-

tandorts Deutschland 

der Anschaffungs- oder Herstellungskos-
ten. 2Im Fall der Anschaffung kann Satz 1 
nur angewendet werden, wenn der Herstel-
ler für das veräußerte Gebäude weder Ab-
setzungen für Abnutzung nach Satz 1 vor-
genommen noch erhöhte Absetzungen o-
der Sonderabschreibungen in Anspruch 
genommen hat. 3Absatz 1 Satz 4 gilt nicht. 
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(5a) 1Bei Gebäuden, die in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
einem anderen Staat belegen sind, auf den 
das Abkommen über den Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) ange-
wendet wird, soweit sie Wohnzwecken die-
nen und vom Steuerpflichtigen hergestellt 
oder bis zum Ende des Jahres der Fertig-
stellung angeschafft worden sind, kann 
statt der Absetzung für Abnutzung in glei-
chen Jahresbeträgen nach Absatz 4 Num-
mer 2 Buchstabe a die Absetzung für Ab-
nutzung in fallenden Jahresbeträgen erfol-
gen, wenn mit der Herstellung nach dem 
30. September 2023 und vor dem 1. Okto-
ber 2029 begonnen wurde oder die An-
schaffung auf Grund eines nach dem 30. 
September 2023 und vor dem 1. Oktober 
2029 rechtswirksam abgeschlossenen obli-
gatorischen Vertrags erfolgt. 2Als Beginn 
der Herstellung gilt das Datum in der nach 
den jeweiligen landesrechtlichen Vorschrif-
ten einzureichenden Baubeginnsanzeige. 
3Sollten landesrechtlich im Einzelfall keine 
Baubeginnsanzeigen vorgeschrieben sein, 
hat der Steuerpflichtige zu erklären, dass 
er den Baubeginn gegenüber der zuständi-
gen Baubehörde freiwillig angezeigt hat. 
4Die Absetzung für Abnutzung in fallenden 
Jahresbeträgen kann nach einem unverän-
derlichen Prozentsatz in Höhe von 5 Pro-
zent vom jeweiligen Buchwert (Restwert) 
vorgenommen werden. 5Absatz 1 Satz 4 
gilt entsprechend. 6Bei Gebäuden, bei de-
nen die Absetzung für Abnutzung in fallen-
den Jahresbeträgen bemessen wird, sind 
Absetzungen für außergewöhnliche techni-
sche oder wirtschaftliche Abnutzung nicht 
zulässig. 7Der Übergang von der Abset-
zung für Abnutzung in fallenden Jahresbe-
trägen zur Absetzung für Abnutzung in glei-
chen Jahresbeträgen ist zulässig. 8Die wei-
tere Absetzung für Abnutzung bemisst sich 
nach dem Übergang zur Absetzung für Ab-
nutzung im Sinne des Absatzes 4 vom 
Restwert und dem nach Absatz 4 unter Be-
rücksichtigung der Restnutzungsdauer 
maßgebenden Prozentsatz. 

(5a) u n v e r ä n d e r t  
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Geltendes Recht Regierungsentwurf eines Gesetzes für 
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gramm zur Stärkung des Wirtschafts-

tandorts Deutschland 

(5b) Die Absätze 4 bis 5a sind 
auf Gebäudeteile, die selbständige unbe-
wegliche Wirtschaftsgüter sind, sowie auf 
Eigentumswohnungen und auf im Teilei-
gentum stehende Räume entsprechend an-
zuwenden. 

(5b) u n v e r ä n d e r t  

(6) Bei Bergbauunternehmen, Stein-
brüchen und anderen Betrieben, die einen 
Verbrauch der Substanz mit sich bringen, 
ist Absatz 1 entsprechend anzuwenden; 
dabei sind Absetzungen nach Maßgabe 
des Substanzverzehrs zulässig (Absetzung 
für Substanzverringerung). 

(6) u n v e r ä n d e r t  

§ 34a § 34a 

Begünstigung der nicht entnommenen 
Gewinne 

Begünstigung der nicht entnommenen 
Gewinne 

(1) 1Sind in dem zu versteuernden 
Einkommen nicht entnommene Gewinne 
aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebe-
trieb oder selbständiger Arbeit (§ 2 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 1 bis 3) im Sinne des Ab-
satzes 2 enthalten, ist die Einkommens-
teuer für diese Gewinne auf Antrag des 
Steuerpflichtigen ganz oder teilweise mit ei-
nem Steuersatz von 28,25 Prozent zu be-
rechnen; dies gilt nicht, soweit für die Ge-
winne der Freibetrag nach § 16 Absatz 4 o-
der die Steuerermäßigung nach § 34 Ab-
satz 3 in Anspruch genommen wird oder es 
sich um Gewinne im Sinne des § 18 Absatz 
1 Nummer 4 handelt.  

(1) 1Sind in dem zu versteuernden 
Einkommen nicht entnommene Gewinne 
aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebe-
trieb oder selbständiger Arbeit (§ 2 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 1 bis 3) nach Absatz 2 
enthalten, ist die Einkommensteuer für 
diese Gewinne auf Antrag des Steuerpflich-
tigen ganz oder teilweise mit einem Steuer-
satz von 

 1. 28,25 Prozent für Veranlagungszeit-
räume bis 2027, 

 2. 27 Prozent für die Veranlagungszeit-
räume 2028 und 2029, 

 3. 26 Prozent für die Veranlagungszeit-
räume 2030 und 2031 und 

 4. 25 Prozent für Veranlagungszeit-
räume ab 2032 
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 zu berechnen; dies gilt nicht, soweit für 
die Gewinne der Freibetrag nach § 16 
Absatz 4 oder die Steuerermäßigung 
nach § 34 Absatz 3 in Anspruch genom-
men wird oder es sich um Gewinne 
nach § 18 Absatz 1 Nummer 4 handelt. 

2Der Antrag nach Satz 1 ist für jeden Be-
trieb oder Mitunternehmeranteil für jeden 
Veranlagungszeitraum gesondert bei dem 
für die Einkommensbesteuerung zuständi-
gen Finanzamt zu stellen. 3§ 233a Absatz 
2a der Abgabenordnung ist entsprechend 
anzuwenden. 4Bei Mitunternehmeranteilen 
kann der Steuerpflichtige den Antrag nur 
stellen, wenn sein Anteil am nach § 4 Ab-
satz 1 Satz 1 oder § 5 ermittelten Gewinn 
mehr als 10 Prozent beträgt oder 10 000 
Euro übersteigt. 5Der Antrag kann bis zur 
Unanfechtbarkeit des Einkommensteuerbe-
scheids für den nächsten Veranlagungs-
zeitraum vom Steuerpflichtigen ganz oder 
teilweise zurückgenommen werden; der 
Einkommensteuerbescheid ist entspre-
chend zu ändern. 6Die Festsetzungsfrist 
endet insoweit nicht, bevor die Festset-
zungsfrist für den nächsten Veranlagungs-
zeitraum abgelaufen ist. 

2Der Antrag nach Satz 1 ist für jeden Be-
trieb oder Mitunternehmeranteil für jeden 
Veranlagungszeitraum gesondert bei dem 
für die Einkommensbesteuerung zuständi-
gen Finanzamt zu stellen. 3§ 233a Absatz 
2a der Abgabenordnung ist entsprechend 
anzuwenden. 4Bei Mitunternehmeranteilen 
kann der Steuerpflichtige den Antrag nur 
stellen, wenn sein Anteil am nach § 4 Ab-
satz 1 Satz 1 oder § 5 ermittelten Gewinn 
mehr als 10 Prozent beträgt oder 10 000 
Euro übersteigt. 5Der Antrag kann bis zur 
Unanfechtbarkeit des Einkommensteuerbe-
scheids für den nächsten Veranlagungs-
zeitraum vom Steuerpflichtigen ganz oder 
teilweise zurückgenommen werden; der 
Einkommensteuerbescheid ist entspre-
chend zu ändern. 6Die Festsetzungsfrist 
endet insoweit nicht, bevor die Festset-
zungsfrist für den nächsten Veranlagungs-
zeitraum abgelaufen ist. 

(2) 1Der nicht entnommene Gewinn 
des Betriebs oder Mitunternehmeranteils ist 
der nach § 4 Absatz 1 Satz 1 oder § 5 er-
mittelte Gewinn vermindert um den positi-
ven Saldo der Entnahmen und Einlagen 
des Wirtschaftsjahres vermehrt um die Ge-
werbesteuer des Wirtschaftsjahres. 2Ent-
nahmen für die Zahlung der Einkommens-
teuer nach Absatz 1 Satz 1 und des darauf 
entfallenden Solidaritätszuschlages bleiben 
außer Ansatz. 3Entnahmen gelten vorran-
gig bis zur Höhe der Einkommensteuer im 
Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und des da-
rauf entfallenden Solidaritätszuschlages als 
zur Zahlung dieser Beträge verwendet. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) 1Der Begünstigungsbetrag ist der 
im Veranlagungszeitraum nach Absatz 1 
Satz 1 auf Antrag begünstigte Gewinn. 
2Der Begünstigungsbetrag des Veranla-
gungszeitraums, vermindert um die darauf 
entfallende Steuerbelastung nach Absatz 1 
und den darauf entfallenden Solidaritätszu-
schlag, vermehrt um den nachversteue-
rungspflichtigen Betrag des Vorjahres und 
den auf diesen Betrieb oder Mitunterneh-
meranteil nach Absatz 5 übertragenen 
nachversteuerungspflichtigen Betrag, ver-
mindert um den Nachversteuerungsbetrag 
im Sinne des Absatzes 4 und den auf einen 
anderen Betrieb oder Mitunternehmeranteil 
nach Absatz 5 übertragenen nachversteue-
rungspflichtigen Betrag, ist der nachver-
steuerungspflichtige Betrag des Betriebs o-
der Mitunternehmeranteils zum Ende des 
Veranlagungszeitraums. 3Dieser ist für je-
den Betrieb oder Mitunternehmeranteil 
jährlich gesondert festzustellen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) 1Übersteigt der positive Saldo der 
Entnahmen und Einlagen des Wirtschafts-
jahres bei einem Betrieb oder Mitunterneh-
meranteil den nach § 4 Absatz 1 Satz 1 o-
der § 5 ermittelten Gewinn (Nachversteue-
rungsbetrag), ist vorbehaltlich Absatz 5 
eine Nachversteuerung durchzuführen, so-
weit zum Ende des vorangegangenen Ver-
anlagungszeitraums ein nachversteue-
rungspflichtiger Betrag nach Absatz 3 fest-
gestellt wurde. 2Die Einkommensteuer auf 
den Nachversteuerungsbetrag beträgt 25 
Prozent. 3Der Nachversteuerungsbetrag ist 
um die Beträge, die für die Erbschaftsteuer 
(Schenkungsteuer) anlässlich der Übertra-
gung des Betriebs oder Mitunternehmeran-
teils entnommen wurden, zu vermindern. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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(5) 1Die Übertragung oder Überfüh-
rung eines Wirtschaftsguts nach § 6 Absatz 
5 Satz 1 bis 3 führt unter den Vorausset-
zungen des Absatzes 4 zur Nachversteue-
rung. 2Eine Nachversteuerung findet nicht 
statt, wenn der Steuerpflichtige beantragt, 
den nachversteuerungspflichtigen Betrag in 
Höhe des Buchwerts des übertragenen o-
der überführten Wirtschaftsguts, höchstens 
jedoch in Höhe des Nachversteuerungsbe-
trags, den die Übertragung oder Überfüh-
rung des Wirtschaftsguts ausgelöst hätte, 
auf den anderen Betrieb oder Mitunterneh-
meranteil zu übertragen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) 1Eine Nachversteuerung des 
nachversteuerungspflichtigen Betrags nach 
Absatz 4 ist durchzuführen  

(6) u n v e r ä n d e r t  

1. in den Fällen der Betriebsveräußerung 
oder -aufgabe im Sinne der §§ 14, 16 
Absatz 1 und 3 sowie des § 18 Absatz 
3; 

 

2. in den Fällen der Einbringung eines 
Betriebs oder Mitunternehmeranteils in 
eine Kapitalgesellschaft oder eine Ge-
nossenschaft sowie in den Fällen des 
Formwechsels einer Personengesell-
schaft in eine Kapitalgesellschaft oder 
Genossenschaft; 

 

3. in den Fällen der unentgeltlichen Über-
tragung eines Betriebs oder Mitunter-
nehmeranteils nach § 6 Absatz 3, 
wenn die Übertragung an eine Körper-
schaft, Personenvereinigung oder Ver-
mögensmasse erfolgt. 2Ein Fall der un-
entgeltlichen Übertragung liegt auch 
vor, wenn der Mitunternehmer aus-
scheidet und sein Anteil dem übrigen 
Mitunternehmer oder den übrigen Mit-
unternehmern unentgeltlich anwächst. 
3Dies gilt entsprechend für eine unent-
geltliche Übertragung auf eine Mitun-
ternehmerschaft, soweit der Betrieb o-
der der Mitunternehmeranteil einer 
Körperschaft, Personenvereinigung o-
der Vermögensmasse als Mitunterneh-
mer zuzurechnen ist; 
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4. wenn der Gewinn nicht mehr nach § 4 
Absatz 1 Satz 1 oder § 5 ermittelt wird 
oder 

 

5. wenn der Steuerpflichtige dies bean-
tragt. 

 

2Eine anteilige Nachversteuerung des 
nachversteuerungspflichtigen Betrags ist 
durchzuführen  

 

1. in den Fällen der entgeltlichen Auf-
nahme eines Mitunternehmers in ein 
bestehendes Einzelunternehmen oder 
der Veräußerung eines Teils eines Mit-
unternehmeranteils; 

 

2. in den Fällen der Einbringung eines 
Teilbetriebs oder eines Teils eines Mit-
unternehmeranteils in eine Kapitalge-
sellschaft oder Genossenschaft; 

 

3. in den Fällen der unentgeltlichen Über-
tragung eines Teilbetriebs oder Teils 
eines Mitunternehmeranteils oder der 
unentgeltlichen Aufnahme eines Mitun-
ternehmers in ein bestehendes Einzel-
unternehmen, wenn die Übertragung 
an eine Körperschaft, Personenvereini-
gung oder Vermögensmasse erfolgt. 
2Ein Fall der unentgeltlichen Übertra-
gung liegt auch vor, wenn der Teil des 
Mitunternehmeranteils dem übrigen 
Mitunternehmer oder den übrigen Mit-
unternehmern unentgeltlich anwächst. 
3Dies gilt entsprechend für eine unent-
geltliche Übertragung auf eine Mitun-
ternehmerschaft, soweit der übertra-
gene Teil des Betriebs oder des Teils 
eines Mitunternehmeranteils einer Kör-
perschaft, Personenvereinigung oder 
Vermögensmasse als Mitunternehmer 
zuzurechnen ist. 

 

Table.Briefings



 - 31 -   

 

Geltendes Recht Regierungsentwurf eines Gesetzes für 
ein steuerliches Investitionssofortpro-
gramm zur Stärkung des Wirtschafts-

tandorts Deutschland 

3Absatz 7 Satz 3 gilt sinngemäß. 4In den 
Fällen von Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Satz 
2 ist die nach Absatz 4 geschuldete Ein-
kommensteuer auf Antrag des Steuerpflich-
tigen oder seines Rechtsnachfolgers in re-
gelmäßigen Teilbeträgen für einen Zeit-
raum von höchstens zehn Jahren seit Ein-
tritt der ersten Fälligkeit zinslos zu stunden, 
wenn ihre alsbaldige Einziehung mit erheb-
lichen Härten für den Steuerpflichtigen ver-
bunden wäre. 

 

(7) 1In den Fällen der unentgeltlichen 
Übertragung eines Betriebs oder Mitunter-
nehmeranteils nach § 6 Absatz 3 hat der 
Rechtsnachfolger den nachversteuerungs-
pflichtigen Betrag des Rechtsvorgängers 
fortzuführen; Absatz 6 Satz 1 Nummer 3 
und Satz 2 Nummer 3 bleiben unberührt. 
2Bei unentgeltlicher Aufnahme einer natürli-
chen Person in ein bestehendes Einzelun-
ternehmen oder unentgeltlicher Übertra-
gung eines Teils eines Mitunternehmeran-
teils auf eine natürliche Person hat der 
Rechtsnachfolger den nachversteuerungs-
pflichtigen Betrag anteilig fortzuführen. 
3Maßgeblich ist der Anteil des übertrage-
nen Betriebsvermögens an dem Betriebs-
vermögen des Rechtsvorgängers vor der 
Übertragung. 4In den Fällen der Einbrin-
gung eines Betriebs oder Mitunternehmer-
anteils zu Buchwerten nach § 24 des Um-
wandlungssteuergesetzes geht der für den 
eingebrachten Betrieb oder Mitunterneh-
meranteil festgestellte nachversteuerungs-
pflichtige Betrag auf den neuen Mitunter-
nehmeranteil über. 5Bei Einbringung eines 
Teils eines Mitunternehmeranteils zu Buch-
werten nach § 24 des Umwandlungssteuer-
gesetzes geht der nachversteuerungs-
pflichtige Betrag anteilig auf den neuen Mit-
unternehmeranteil über; Satz 3 gilt entspre-
chend. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

(8) Negative Einkünfte dürfen nicht 
mit ermäßigt besteuerten Gewinnen im 
Sinne von Absatz 1 Satz 1 ausgeglichen 
werden; sie dürfen insoweit auch nicht 
nach § 10d abgezogen werden. 

(8) u n v e r ä n d e r t  
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(9) 1Zuständig für den Erlass der Fest-
stellungsbescheide über den nachversteu-
erungspflichtigen Betrag ist das für die Ein-
kommensbesteuerung zuständige Finanz-
amt. 2Die Feststellungsbescheide können 
nur insoweit angegriffen werden, als sich 
der nachversteuerungspflichtige Betrag ge-
genüber dem nachversteuerungspflichtigen 
Betrag des Vorjahres verändert hat. 3Die 
gesonderten Feststellungen nach Satz 1 
können mit dem Einkommensteuerbe-
scheid verbunden werden. 

(9) u n v e r ä n d e r t  

(10) 1Sind Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder selb-
ständiger Arbeit nach § 180 Absatz 1 Satz 
1 Nummer 2 Buchstabe a oder b der Abga-
benordnung gesondert festzustellen, kön-
nen auch die Höhe der Entnahmen und 
Einlagen sowie weitere nach den Absätzen 
1 bis 7 erforderliche Besteuerungsgrundla-
gen gesondert festgestellt werden. 2Zustän-
dig für die gesonderten Feststellungen 
nach Satz 1 ist das Finanzamt, das für die 
gesonderte Feststellung nach § 180 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 2 der Abgabenordnung 
zuständig ist. 3Die gesonderten Feststellun-
gen nach Satz 1 können mit der Feststel-
lung nach § 180 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
2 der Abgabenordnung verbunden werden. 
4Die Feststellungsfrist für die gesonderte 
Feststellung nach Satz 1 endet nicht vor 
Ablauf der Feststellungsfrist für die Fest-
stellung nach § 180 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 der Abgabenordnung. 

(10) u n v e r ä n d e r t  
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(11) 1Der Bescheid über die geson-
derte Feststellung des nachversteuerungs-
pflichtigen Betrags ist zu erlassen, aufzu-
heben oder zu ändern, soweit der Steuer-
pflichtige einen Antrag nach Absatz 1 stellt 
oder diesen ganz oder teilweise zurück-
nimmt und sich die Besteuerungsgrundla-
gen im Einkommensteuerbescheid ändern. 
2Dies gilt entsprechend, wenn der Erlass, 
die Aufhebung oder Änderung des Einkom-
mensteuerbescheids mangels steuerlicher 
Auswirkung unterbleibt. 3Die Feststellungs-
frist endet nicht, bevor die Festsetzungsfrist 
für den Veranlagungszeitraum abgelaufen 
ist, auf dessen Schluss der nachversteue-
rungspflichtige Betrag und das nachver-
steuerungsfreie Entnahmevolumen des Be-
triebs oder Mitunternehmeranteils geson-
dert festzustellen sind. 4Der Einkommen-
steuerbescheid ist zu erlassen, aufzuheben 
oder zu ändern, soweit der Steuerpflichtige 
einen Antrag nach Absatz 1 stellt oder die-
sen ganz oder teilweise zurücknimmt und 
sich die gesonderte Feststellung des nach-
versteuerungspflichtigen Betrags ändert. 
5Für die Festsetzungsfrist gilt Satz 3 sinn-
gemäß. 

(11) u n v e r ä n d e r t  

§ 52 § 52 

Anwendungsvorschriften Anwendungsvorschriften 

(1) 1Diese Fassung des Gesetzes ist, 
soweit in den folgenden Absätzen nichts 
anderes bestimmt ist, erstmals für den Ver-
anlagungszeitraum 2025 anzuwenden. 
2Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn gilt 
Satz 1 mit der Maßgabe, dass diese Fas-
sung erstmals auf den laufenden Arbeits-
lohn anzuwenden ist, der für einen nach 
dem 31. Dezember 2024 endenden Lohn-
zahlungszeitraum gezahlt wird, und auf 
sonstige Bezüge, die nach dem 31. De-
zember 2024 zufließen. 3Beim Steuerabzug 
vom Kapitalertrag gilt Satz 1 mit der Maß-
gabe, dass diese Fassung des Gesetzes 
erstmals auf Kapitalerträge anzuwenden 
ist, die dem Gläubiger nach dem 31. De-
zember 2024 zufließen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) bis (11) … (2) bis (11) u n v e r ä n d e r t  
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(12) 1§ 6 Absatz 1 Nummer 1b kann 
auch für Wirtschaftsjahre angewendet wer-
den, die vor dem 23. Juli 2016 enden.  2§ 6 
Absatz 1 Nummer 3 und 3a Buchstabe e in 
der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes 
vom 19. Juni 2022 (BGBl. I S. 911) ist erst-
mals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die 
nach dem 31. Dezember 2022 enden. 3Auf 
Antrag kann § 6 Absatz 1 Nummer 3 und 
3a Buchstabe e in der Fassung des Artikels 
3 des Gesetzes vom 19. Juni 2022 (BGBl. I 
S. 911) auch für frühere Wirtschaftsjahre 
angewendet werden.4§ 6 Absatz 1 Nummer 
4 Satz 2 Nummer 3 und Satz 3 Nummer 3 
in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes 
vom 29. Juni 2020 (BGBl. I S. 1512) ist be-
reits ab dem 1. Januar 2020 anzuwenden. 
5§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 Nummer 3 
und Satz 3 Nummer 3 in der Fassung des 
Artikels 3 des Gesetzes vom 27. März 
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 108) ist erstmals für 
Kraftfahrzeuge anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2023 angeschafft werden. 6§ 
6 Absatz 1 Nummer 5 Satz 1 Buchstabe a 
in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes 
vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 108) 
ist erstmals auf Wirtschaftsgüter anzuwen-
den, die nach dem 27. März 2024 eingelegt 
werden. 7§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 6 ist 
bis zum 31. Dezember 2030 anzuwenden. 
8§ 6 Absatz 1 Nummer 5 Satz 1 Buchstabe 
c in der Fassung des Artikels 2 des Geset-
zes vom 11. Dezember 2018 (BGBl. I S. 
2338) ist erstmals bei Wirtschaftsgütern an-
zuwenden, die nach dem 31. Dezember 
2017 in ein Betriebsvermögen eingelegt 
werden. 9§ 6 Absatz 2 Satz 4 in der Fas-
sung des Artikels 4 des Gesetzes vom 30. 
Juni 2017 (BGBl. I S. 2143) ist erstmals bei 
Wirtschaftsgütern anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 2017 angeschafft, her-
gestellt oder in das Betriebsvermögen ein-
gelegt werden. 10§ 6 Absatz 2 Satz 1 in der 
Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 
27. Juni 2017 (BGBl. I S. 2074) ist erstmals 
bei Wirtschaftsgütern anzuwenden, die 
nach dem 31. Dezember 2017 angeschafft, 
hergestellt oder in das Betriebsvermögen 
eingelegt werden. 11§ 6 Absatz 5 Satz 1 
zweiter Halbsatz in der am 14. Dezember 
2010 geltenden Fassung gilt in allen Fällen, 
in denen § 4 Absatz 1 Satz 3 anzuwenden 
ist. 12§ 6 Absatz 2a in der Fassung des Arti-
kels 1 des Gesetzes vom 27. Juni 2017 
(BGBl. I S. 2074) ist erstmals bei Wirt-
schaftsgütern anzuwenden, die nach dem 

(12) 1§ 6 Absatz 1 Nummer 1b kann 
auch für Wirtschaftsjahre angewendet wer-
den, die vor dem 23. Juli 2016 enden.  2§ 6 
Absatz 1 Nummer 3 und 3a Buchstabe e in 
der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes 
vom 19. Juni 2022 (BGBl. I S. 911) ist erst-
mals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die 
nach dem 31. Dezember 2022 enden. 3Auf 
Antrag kann § 6 Absatz 1 Nummer 3 und 
3a Buchstabe e in der Fassung des Artikels 
3 des Gesetzes vom 19. Juni 2022 (BGBl. I 
S. 911) auch für frühere Wirtschaftsjahre 
angewendet werden.4§ 6 Absatz 1 Nummer 
4 Satz 2 Nummer 3 und Satz 3 Nummer 3 
in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes 
vom 29. Juni 2020 (BGBl. I S. 1512) ist be-
reits ab dem 1. Januar 2020 anzuwenden. 
5§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 Nummer 3 
und Satz 3 Nummer 3 in der Fassung des 
Artikels 3 des Gesetzes vom 27. März 
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 108) ist erstmals für 
Kraftfahrzeuge anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2023 angeschafft werden. 
6§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 Nummer 3 
und Satz 3 Nummer 3 in der Fassung 
des Artikels 1 des Gesetzes vom ... 
(BGBl I. S. ...) [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes] ist erstmals für Kraft-
fahrzeuge anzuwenden, die nach dem 
30. Juni 2025 angeschafft werden. 7§ 6 
Absatz 1 Nummer 5 Satz 1 Buchstabe a in 
der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes 
vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 108) 
ist erstmals auf Wirtschaftsgüter anzuwen-
den, die nach dem 27. März 2024 eingelegt 
werden. 8§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 6 ist 
bis zum 31. Dezember 2030 anzuwenden. 
9§ 6 Absatz 1 Nummer 5 Satz 1 Buchstabe 
c in der Fassung des Artikels 2 des Geset-
zes vom 11. Dezember 2018 (BGBl. I S. 
2338) ist erstmals bei Wirtschaftsgütern an-
zuwenden, die nach dem 31. Dezember 
2017 in ein Betriebsvermögen eingelegt 
werden. 10§ 6 Absatz 2 Satz 4 in der Fas-
sung des Artikels 4 des Gesetzes vom 30. 
Juni 2017 (BGBl. I S. 2143) ist erstmals bei 
Wirtschaftsgütern anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 2017 angeschafft, her-
gestellt oder in das Betriebsvermögen ein-
gelegt werden. 11§ 6 Absatz 2 Satz 1 in der 
Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 
27. Juni 2017 (BGBl. I S. 2074) ist erstmals 
bei Wirtschaftsgütern anzuwenden, die 
nach dem 31. Dezember 2017 angeschafft, 
hergestellt oder in das Betriebsvermögen 
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31. Dezember 2017 angeschafft, herge-
stellt oder in das Betriebsvermögen einge-
legt werden. 13§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 
1 zweiter Halbsatz, Nummer 5a zweiter 
Halbsatz und Nummer 5b in der Fassung 
des Artikels 1 des Gesetzes vom 25. Juni 
2021 (BGBl. I S. 2035) ist erstmals für nach 
dem 31. Dezember 2019 endende Wirt-
schaftsjahre anzuwenden.14§ 6 Absatz 5 
Satz 3 Nummer 4 ist in allen offenen Fällen 
anzuwenden. 15Für Übertragungen vor dem 
12. Januar 2024 sind Feststellungsbe-
scheide im Sinne des § 180 Absatz 1 Satz 
1 Nummer 2 Buchstabe a der Abgabenord-
nung zur Umsetzung des Buchwertansat-
zes bei der übernehmenden Mitunterneh-
merschaft in entsprechender Anwendung 
des § 174 Absatz 4 der Abgabenordnung 
zu ändern. 16§ 176 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 der Abgabenordnung steht dem 
Buchwertansatz bei der übernehmenden 
Mitunternehmerschaft für Übertragungen 
vor dem 12. Januar 2024 nicht entgegen. 
17Auf gemeinsamen Antrag der Mitunter-
nehmer zum Zeitpunkt der Übertragung 
kann aus Vertrauensschutzgründen für 
Übertragungen vor dem 12. Januar 2024 
von einer Anwendung des § 6 Absatz 5 
Satz 3 Nummer 4 abgesehen werden. 18§ 6 
Absatz 5 Satz 7 und § 16 Absatz 3 Satz 5 
in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes 
vom 2. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 
387) sind für Übertragungen von Wirt-
schaftsgütern anzuwenden, die nach dem 
18. Oktober 2024 stattfinden. 

eingelegt werden. 12§ 6 Absatz 5 Satz 1 
zweiter Halbsatz in der am 14. Dezember 
2010 geltenden Fassung gilt in allen Fällen, 
in denen § 4 Absatz 1 Satz 3 anzuwenden 
ist. 13§ 6 Absatz 2a in der Fassung des Arti-
kels 1 des Gesetzes vom 27. Juni 2017 
(BGBl. I S. 2074) ist erstmals bei Wirt-
schaftsgütern anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2017 angeschafft, herge-
stellt oder in das Betriebsvermögen einge-
legt werden. 14§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 
1 zweiter Halbsatz, Nummer 5a zweiter 
Halbsatz und Nummer 5b in der Fassung 
des Artikels 1 des Gesetzes vom 25. Juni 
2021 (BGBl. I S. 2035) ist erstmals für nach 
dem 31. Dezember 2019 endende Wirt-
schaftsjahre anzuwenden.15§ 6 Absatz 5 
Satz 3 Nummer 4 ist in allen offenen Fällen 
anzuwenden. 16Für Übertragungen vor dem 
12. Januar 2024 sind Feststellungsbe-
scheide im Sinne des § 180 Absatz 1 Satz 
1 Nummer 2 Buchstabe a der Abgabenord-
nung zur Umsetzung des Buchwertansat-
zes bei der übernehmenden Mitunterneh-
merschaft in entsprechender Anwendung 
des § 174 Absatz 4 der Abgabenordnung 
zu ändern. 17§ 176 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 der Abgabenordnung steht dem 
Buchwertansatz bei der übernehmenden 
Mitunternehmerschaft für Übertragungen 
vor dem 12. Januar 2024 nicht entgegen. 
18Auf gemeinsamen Antrag der Mitunter-
nehmer zum Zeitpunkt der Übertragung 
kann aus Vertrauensschutzgründen für 
Übertragungen vor dem 12. Januar 2024 
von einer Anwendung des § 6 Absatz 5 
Satz 3 Nummer 4 abgesehen werden. 19§ 6 
Absatz 5 Satz 7 und § 16 Absatz 3 Satz 5 
in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes 
vom 2. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 
387) sind für Übertragungen von Wirt-
schaftsgütern anzuwenden, die nach dem 
18. Oktober 2024 stattfinden. 

(13) bis (14a) … (13) bis (14a) u n v e r ä n d e r t  
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(15) 1Bei Wirtschaftsgütern, die vor 
dem 1. Januar 2001 angeschafft oder her-
gestellt worden sind, ist § 7 Absatz 2 Satz 
2 in der Fassung des Gesetzes vom 22. 
Dezember 1999 (BGBl. I S. 2601) weiter 
anzuwenden. 2Bei Gebäuden, soweit sie zu 
einem Betriebsvermögen gehören und 
nicht Wohnzwecken dienen, ist § 7 Absatz 
4 Satz 1 und 2 in der am 31. Dezember 
2000 geltenden Fassung weiter anzuwen-
den, wenn der Steuerpflichtige im Fall der 
Herstellung vor dem 1. Januar 2001 mit der 
Herstellung des Gebäudes begonnen hat 
oder im Fall der Anschaffung das Objekt 
auf Grund eines vor dem 1. Januar 2001 
rechtswirksam abgeschlossenen obligatori-
schen Vertrags oder gleichstehenden 
Rechtsakts angeschafft hat. 3Als Beginn 
der Herstellung im Sinne des Satzes 2 gilt 
bei Gebäuden, für die eine Baugenehmi-
gung erforderlich ist, der Zeitpunkt, in dem 
der Bauantrag gestellt wird; bei baugeneh-
migungsfreien Gebäuden, für die Bauunter-
lagen einzureichen sind, der Zeitpunkt, in 
dem die Bauunterlagen eingereicht wer-
den. 

(15) 1Bei Wirtschaftsgütern, die vor 
dem 1. Januar 2001 angeschafft oder her-
gestellt worden sind, ist § 7 Absatz 2 Satz 
2 in der Fassung des Gesetzes vom 22. 
Dezember 1999 (BGBl. I S. 2601) weiter 
anzuwenden. 2Bei Gebäuden, soweit sie zu 
einem Betriebsvermögen gehören und 
nicht Wohnzwecken dienen, ist § 7 Absatz 
4 Satz 1 und 2 in der am 31. Dezember 
2000 geltenden Fassung weiter anzuwen-
den, wenn der Steuerpflichtige im Fall der 
Herstellung vor dem 1. Januar 2001 mit der 
Herstellung des Gebäudes begonnen hat 
oder im Fall der Anschaffung das Objekt 
auf Grund eines vor dem 1. Januar 2001 
rechtswirksam abgeschlossenen obligatori-
schen Vertrags oder gleichstehenden 
Rechtsakts angeschafft hat. 3Als Beginn 
der Herstellung im Sinne des Satzes 2 gilt 
bei Gebäuden, für die eine Baugenehmi-
gung erforderlich ist, der Zeitpunkt, in dem 
der Bauantrag gestellt wird; bei baugeneh-
migungsfreien Gebäuden, für die Bauunter-
lagen einzureichen sind, der Zeitpunkt, in 
dem die Bauunterlagen eingereicht wer-
den. 4Bei Wirtschaftsgütern, die nach 
dem 31. Dezember 2019 und vor dem 1. 
Januar 2023 oder nach dem 31. März 
2024 und vor dem 1. Januar 2025 ange-
schafft oder hergestellt worden sind, ist 
§ 7 Absatz 2 in der Fassung des Geset-
zes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 108) weiter anzuwenden. 

(15a) bis (53) … (15a) bis (53) u n v e r ä n d e r t  

(54) (weggefallen) (54) u n v e r ä n d e r t  
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Körperschaftsteuergesetz Körperschaftsteuergesetz 

(KStG) (KStG) 
Änderungen durch Artikel 2 des 

Regierungsentwurfs 

§ 23 § 23 

Steuersatz Steuersatz 

(1) Die Körperschaftsteuer beträgt 15 
Prozent des zu versteuernden Einkom-
mens. 

(1) Die Körperschaftsteuer beträgt für 

 1. Veranlagungszeiträume bis 2027 
15 Prozent, 

 2. den Veranlagungszeitraum 2028 
14 Prozent, 

 3. den Veranlagungszeitraum 2029 
13 Prozent, 

 4. den Veranlagungszeitraum 2030 
12 Prozent, 

 5. den Veranlagungszeitraum 2031 
11 Prozent und 

 6. Veranlagungszeiträume ab 2032 
10 Prozent 

 des zu versteuernden Einkommens. 

(2) Wird die Einkommensteuer auf 
Grund der Ermächtigung des § 51 Abs. 3 
des Einkommensteuergesetzes herabge-
setzt oder erhöht, so ermäßigt oder erhöht 
sich die Körperschaftsteuer entsprechend. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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Gesetz zur steuerlichen Förde-
rung von Forschung und Ent-

wicklung 

Gesetz zur steuerlichen Förde-
rung von Forschung und Ent-

wicklung 

(Forschungszulagengesetz - 
FZulG) 

(Forschungszulagengesetz - 
FZulG) 

Änderungen durch Artikel 3 des 
Regierungsentwurfs 

§ 3 § 3 

Förderfähige Aufwendungen und Be-
messungsgrundlage 

Förderfähige Aufwendungen und Be-
messungsgrundlage 

(1) Förderfähige Aufwendungen sind 
die beim Anspruchsberechtigten dem 
Lohnsteuerabzug gemäß § 38 Absatz 1 
des Einkommensteuergesetzes unterlie-
genden Arbeitslöhne für Arbeitnehmer, die 
der Arbeitnehmer unmittelbar vom Arbeit-
geber erhält, sowie die Ausgaben des Ar-
beitgebers für die Zukunftssicherung des 
Arbeitnehmers nach § 3 Nummer 62 des 
Einkommensteuergesetzes. Die in Satz 1 
bezeichneten Aufwendungen sind nur för-
derfähig, soweit die Arbeitnehmer mit For-
schungs- und Entwicklungstätigkeiten in 
begünstigten Forschungs- und Entwick-
lungsvorhaben im Sinne des § 2 Absatz 1 
des Anspruchsberechtigten betraut sind. 
Zu den in den Sätzen 1 und 2 bezeichne-
ten Aufwendungen gehören auch solche 
aufgrund eines zwischen einer Kapitalge-
sellschaft und einem Gesellschafter oder 
Anteilseigner abgeschlossenen Anstel-
lungsvertrages, der die Voraussetzungen 
für den Lohnsteuerabzug des Arbeitslohns 
erfüllt. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Förderfähig sind die in Absatz 1 
bezeichneten Aufwendungen auch dann, 
wenn sie vom Anspruchsberechtigten für 
im Sinne des Absatzes 1 tätige Arbeitneh-
mer geleistet werden, für die der Lohnsteu-
erabzug im Sinne des § 38 Absatz 1 Satz 1 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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Nummer 1 des Einkommensteuergesetzes 
nur deswegen nicht vorgenommen wird, 
weil nach einem Abkommen zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung das Besteue-
rungsrecht einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum oder der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft zuge-
wiesen ist. 

(3) Förderfähige Aufwendungen sind 
auch Eigenleistungen eines Einzelunter-
nehmers in einem begünstigten For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben. Je 
nachgewiesener Arbeitsstunde, die der 
Einzelunternehmer mit Forschungs- und 
Entwicklungstätigkeiten beschäftigt ist, sind 
70 Euro je Arbeitsstunde bei insgesamt 
maximal 40 Arbeitsstunden pro Woche als 
förderfähige Aufwendungen anzusetzen. 
Haben Gesellschafter einer anspruchsbe-
rechtigten Mitunternehmerschaft vertraglich 
vereinbart, dass ein oder mehrere Gesell-
schafter für Forschungs- und Entwicklungs-
tätigkeiten in begünstigten Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben eine Tätigkeits-
vergütung erhalten, dann ist diese Tätig-
keitsvergütung förderfähiger Aufwand, so-
weit sie 70 Euro je Arbeitsstunde bei maxi-
mal 40 Arbeitsstunden pro Woche nicht 
übersteigt. Voraussetzung ist, dass die 
Vereinbarung zivilrechtlich wirksam, ernst-
haft gewollt und tatsächlich durchgeführt 
und so eindeutig und klar abgefasst ist, 
dass sie von anderen Tätigkeitsvergütun-
gen im Dienste der Gesellschaft abge-
grenzt werden kann. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(3a) Zu den förderfähigen Auf-
wendungen eines nach dem 31. Dezember 
2023 beginnenden Wirtschaftsjahres ge-
hört auch der Teil der Anschaffungs- und 
Herstellungskosten eines abnutzbaren be-
weglichen Wirtschaftsguts des Anlagever-
mögens, der auf die nach den Sätzen 3 
und 4 ermittelte Wertminderung entfällt, so-
weit dieses Wirtschaftsgut nach dem 27. 
März 2024 angeschafft oder hergestellt 
wurde, im begünstigten Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben ausschließlich 

(3a) u n v e r ä n d e r t  
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eigenbetrieblich verwendet wird und für die 
Durchführung des Forschungs- und Ent-
wicklungsvorhabens erforderlich ist. Satz 1 
gilt nicht für Wirtschaftsgüter, für die die 
Bewertungsvorschriften des § 6 Absatz 2 
und 2a des Einkommensteuergesetzes an-
gewendet werden. Die Wertminderung er-
mittelt sich nach den Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung  

1. im Jahr der Anschaffung oder Herstel-
lung aus dem Unterschiedsbetrag zwi-
schen den Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten und dem Wert des Wirt-
schaftsgutes am Schluss des Wirt-
schaftsjahres, 

 

2. in den Folgejahren aus dem Unter-
schiedsbetrag zwischen dem Wert des 
Wirtschaftsgutes am Schluss des je-
weiligen Wirtschaftsjahres und dem 
Wert am Schluss des vorangegange-
nen Wirtschaftsjahres. 

 

Bei der Ermittlung der Wertminderung nach 
Satz 3 sind Wertminderungen nach § 6 Ab-
satz 1 Nummer 1 Satz 2 des Einkommen-
steuergesetzes, erhöhte Absetzungen und 
Sonderabschreibungen zu berücksichtigen. 
Liegen die Voraussetzungen des Satzes 1 
nicht im gesamten Wirtschaftsjahr vor, min-
dert sich der nach Satz 3 ermittelte förder-
fähige Aufwand um jeweils ein Zwölftel für 
jeden vollen Monat, in dem die Vorausset-
zungen nach Satz 1 nicht vorliegen. 

 

 (3b) Zu den förderfähigen Auf-
wendungen gehört auch der pauschali-
sierte Betrag für zusätzliche Gemein-
kosten und sonstige Betriebskosten 
nach Satz 2, die im Rahmen eines be-
günstigten Forschungs- und Entwick-
lungsvorhaben, welches nach dem 31. 
Dezember 2025 begonnen hat, entstan-
den sind. Die als förderfähige Aufwen-
dungen zu berücksichtigenden Gemein- 
und Betriebskosten betragen pauschal 
20 Prozent der im Wirtschaftsjahr nach 
den Absätzen 1, 2, 3, 3a und 4 entstan-
denen förderfähigen Aufwendungen. 
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(4) Für vor dem 28. März 2024 in Auf-
trag gegebene Forschungs- und Entwick-
lungsvorhaben im Sinne des § 2 Absatz 5 
betragen die förderfähigen Aufwendungen 
60 Prozent des beim Anspruchsberechtig-
ten für den Auftrag entstandenen Entgelts. 
Für nach dem 27. März 2024 in Auftrag ge-
gebene Forschungs- und Entwicklungsvor-
haben im Sinne des § 2 Absatz 5 betragen 
die förderfähigen Aufwendungen 70 Pro-
zent des beim Anspruchsberechtigten für 
den Auftrag entstandenen Entgelts. Wer-
den in Auftrag gegebene Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben im Sinne des § 2 
Absatz 5 vom Auftragnehmer ganz oder 
teilweise an Unterauftragnehmer weiterver-
geben, ist das für einen Unterauftrag ent-
standene Entgelt kein förderfähiger Auf-
wand. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Bemessungsgrundlage sind die im 
Wirtschaftsjahr entstandenen förderfähigen 
Aufwendungen des Anspruchsberechtigten 
im Sinne der Absätze 1 bis 4. Die Bemes-
sungsgrundlage beträgt höchstens für  

(5) u n v e r ä n d e r t  

1. nach dem 1. Januar 2020 und vor dem 
1. Juli 2020 entstandene förderfähige 
Aufwendungen 2 000 000 Euro, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. nach dem 30. Juni 2020 und vor dem 
28. März 2024 entstandene förderfä-
hige Aufwendungen 4 000 000 Euro 
und 

2. nach dem 30. Juni 2020 und vor dem 
28. März 2024 entstandene förderfä-
hige Aufwendungen 4 000 000 Euro, 

3. nach dem 27. März 2024 entstandene 
förderfähige Aufwendungen 
10 000 000 Euro. 

3. nach dem 27. März 2024 entstandene 
förderfähige Aufwendungen 
10 000 000 Euro und 

 4. nach dem 31. Dezember 2025 ent-
standene förderfähige Aufwendun-
gen 12 000 000 Euro. 

(6) Für Anspruchsberechtigte, die am 
Ende des Wirtschaftsjahres, für das die 
Forschungszulage beantragt wird, mit an-
deren Unternehmen verbunden sind, gilt 
die Grenze im Sinne des Absatzes 5 für die 
verbundenen Unternehmen insgesamt. In 
diesem Sinne gelten zwei oder mehr Unter-
nehmen als miteinander verbunden, wenn 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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ein Unternehmen auf ein anderes Unter-
nehmen einen beherrschenden Einfluss im 
Sinne des § 290 Absatz 2 bis 4 des Han-
delsgesetzbuchs ausübt. Maßgeblich ist 
die Bemessungsgrundlage eines Kalender-
jahres. Ein Bescheid über die Festsetzung 
von Forschungszulage für ein verbundenes 
Unternehmen kann auch, nachdem er be-
standskräftig ist, noch geändert werden, 
wenn  

1. ein Bescheid über die Festsetzung von 
Forschungszulage für dasselbe Kalen-
derjahr eines mit ihm verbundenen Un-
ternehmens aufgehoben, geändert o-
der berichtigt wird und 

 

2. diese Änderung Einfluss auf die Auftei-
lung des Höchstbetrages zwischen den 
verbundenen Unternehmen hat. Das 
die Änderung begehrende Unterneh-
men kann insoweit weitere förderfähige 
Aufwendungen geltend machen, wenn 
hierauf bisher aufgrund der Begren-
zung des Höchstbetrages für verbun-
dene Unternehmen verzichtet wurde. 

 

(7) Für Kooperationsvorhaben im 
Sinne des § 2 Absatz 4 Nummer 2 und 3 
gilt für jeden am Vorhaben beteiligten An-
spruchsberechtigten die Bemessungs-
grundlage im Sinne des Absatzes 5, soweit 
nicht die Voraussetzungen des Absatzes 6 
vorliegen. 

(7) u n v e r ä n d e r t  
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